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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1017. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 11. März 20221: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 2/2022 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1.  Wahl der Vorsitzenden des Ausschusses für Familie und Senioren 

gemäß § 12 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 61/22 

 
 Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
      
 
 
2. Gesetz zur Verlängerung von Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-

19-Pandemie beim Kurzarbeitergeld und anderer Leistungen 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 68/22 
Drucksache 68/1/22 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 Zustimmung zur Entschließung gemäß Buchstabe B der Empfehlungsdrucksache 
68/1/22 ohne die Ziffer 2 Buchstabe c) und d) und Ziffern 4 bis 6. 

 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



4. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Börsengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 89/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 

 

5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesnichtraucherschutzgesetzes 
(BNichtrSchG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 77/22 

 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 
 

 
6. Entwurf eines Gesetzes zur Veröffentlichung von Informationen über unbekanntes 

Geld- und Wertpapiervermögen Verstorbener 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Niedersachsen und Bremen 
Drucksache 21/22 

 
 
Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag. 

 
 
 



7a) Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes - Zeitlich 
unbegrenzte Aufnahme von Verurteilungen wegen sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern und anderem in das erweiterte Führungszeugnis 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Baden-Württemberg, Saarland, Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 63/22 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim 
Deutschen Bundestag. 

 
 
 
 

7b) Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Kinderschutzes im Familienverfah-
rensrecht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 64/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. Keine Zustimmung zur Einbringung beim 
Deutschen Bundestag. 

 
 

 

7c) Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Stärkung der Füh-
rungsaufsicht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 65/22 

 
Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim 
Deutschen Bundestag. 

 
 
 
 



8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung - Gesetz zur umfassenden 
Verfolgung der organisierten Steuerhinterziehung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 66/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 
 

9. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Insolvenzordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg, Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 70/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 
 

10. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Finanzgerichtsordnung (FGOÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 78/22 

 
Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 

 

  



11. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Gerichte in Wirtschaftsstreitigkeiten 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Hamburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 79/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 

 

12. Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Genossenschaften 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 88/22 

 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 
 
 

13. Entwurf eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes - Strafbarkeit der unbefugten Benutzung 
informationstechnischer Systeme - Digitaler Hausfriedensbruch 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 90/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 

 

  



14. Entwurf eines Gesetzes zur Effektivierung des Bußgeldverfahrens 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 91/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 
 

 

15. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes von Kin-
dern 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 92/22 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim 
Deutschen Bundestag. 

 
 
 
 

16. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen und  
Rheinland-Pfalz 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 93/22 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 

 

 

 



17. Entschließung des Bundesrates zum angekündigten Europäischen Rechtsakt zur Me-
dienfreiheit 

Antrag der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz und 
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Saarland 
Drucksache 52/22 
Drucksache 52/1/22 

Fassen der Entschließung gem. Empfehlungsdrucksache 52/1/22. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 

 

18. Entschließung des Bundesrates zur Einrichtung eines klimaschutzorientierten Wohn-
heimprogramms für Studierende 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 
Drucksache 775/21 
Drucksache 775/1/21 

Zustimmung zu den Maßgaben in Ziffer 1 und 2 der Empfehlungsdrucksache 775/1/21. 
Keine Zustimmung zum unv. Fassen gem. Ziffer 3. 
Keine Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 

 

20.  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Hinblick auf Vorschriften für das Kreditri-
siko, das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung, das operationelle Risiko, das 
Marktrisiko und die Eigenmitteluntergrenze (Output-Floor) 
COM(2021) 664 final; Ratsdok. 13246/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 855/21 
zu Drucksache 855/21 
Drucksache 855/1/21 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 855/1/21 ohne die Ziffern 
9, 11, 12a, 14, 16, 23, 26 und 27.  

 
 



21. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2013/36/EU im Hinblick auf Aufsichtsbefugnisse, Sanktionen, Zweig-
stellen aus Drittländern sowie Umwelt-, Sozial- und Unternehmensführungsrisiken und 
zur Änderung der Richtlinie 2014/59/EU 
COM(2021) 663 final; Ratsdok. 13245/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 856/21 
zu Drucksache 856/21 
Drucksache 856/1/21 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 856/1/21 ohne die Ziffern 
7 und 15. 

 

 

 

22 a)  Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Eu-
ratom) 2020/2093 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 
2021 bis 2027 
COM(2021) 569 final; Ratsdok. 15262/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 1/22 
zu Drucksache 1/22 
zu Drucksache 1/22 (2) 
Drucksache 1/1/22 
 

in Verbindung mit 
 

22 b)  Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Änderung des Beschlusses (EU, Eu-
ratom) 2020/2053 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union 
COM(2021) 570 final; Ratsdok. 15260/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 2/22 
zu Drucksache 2/22 

      Drucksache 1/1/22 

 Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 1/1/22 ohne die Ziffern 1 
und 7 bis 11. 

 

 



23.  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit 
COM(2021) 762 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 846/21 
zu Drucksache 846/21 

      Drucksache 846/1/21 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 846/1/21 ohne die Ziffern 
1, 7, 8, 18 und 19. 

 
 
 

25. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 in Bezug auf die Erhöhung der Marktdaten-
transparenz, die Beseitigung von Hindernissen für die Entstehung eines konsolidierten 
Datentickers, die Optimierung der Handelspflichten und das Verbot der Entgegennahme 
von Zahlungen für die Weiterleitung von Kundenaufträgen 
COM(2021) 727 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 29/22 
zu Drucksache 29/22 

      Drucksache 29/1/22 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 29/1/22 ohne die Ziffer 
12. 

 
 
 
28. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das 

Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politi-
scher Stiftungen (Neufassung) 
COM(2021) 734 final; Ratsdok. 14386/21 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 18/22 
zu Drucksache 18/22 

      Drucksache 18/1/22 

 Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 18/1/22. 

 



30. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
Nachhaltige Kohlenstoffkreisläufe 
COM(2021) 800 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 12/22 

      Drucksache 12/1/22 

 Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 12/1/22 ohne die Ziffern  
1 f) und 2. 
 
 

31. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die in Verbindung mit Entwal-
dung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt sowie ihre 
Ausfuhr aus der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 
COM(2021) 706 final; Ratsdok. 14151/21 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 9/22 
zu Drucksache 9/22 

 Drucksache 9/1/22 
Drucksache 9/1/22 (neu) 

 Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 9/1/22 (neu) ohne die Zif-
fern 4 bis 6 und 11. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 9/2/22.  

 

32. Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über eine 
Makrofinanzhilfe für die Ukraine 
COM(2022) 37 final; Ratsdok. 5849/22 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 80/22 

      Drucksache 80/1/22 

 Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 80/1/22. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 80/2/22. 

 



42. Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Verbreitung von Kinderpornographie 
durch Betreiben krimineller Handelsplattformen im Internet 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Saarland, Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 102/22 

 Ausschusszuweisung. 

 
 

43.  Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Verbesserung des 
strafrechtlichen Opferschutzes in Fällen der Verunglimpfung des Andenkens Verstor-
bener 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Saarland 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 103/22 

 Ausschusszuweisung. 

 

44. Entschließung des Bundesrates für ein entschiedenes Vorgehen gegen rechtswidrige 
Inhalte in sozialen Netzwerken und multifunktionalen Messengerdiensten 

Antrag des Freistaates Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 101/22  

 Ausschusszuweisung. 

 
 



45.  Entschließung des Bunderates: Alle Möglichkeiten zur Schaffung  
von Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftseinrichtungen oder sonstigen Unter-
künften für ukrainische Geflüchtete ausschöpfen -  
§ 246 Absatz 14 Baugesetzbuch wieder in Kraft setzen 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 105/22 

 Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 

 

 

46. Entschließung des Bunderates: Für eine wirksame Energiepreisbremse - Energiepreise 
durch Reduzierung der Steuern stabilisieren - Pendlerpauschale für alle sachgerecht 
erhöhen 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 107/22 

 Ausschusszuweisung. 

 
 

47.  Entschließung des Bundesrates: Für ein Sofortprogramm Ausrüstung und Einsatzbe-
reitschaft - Bundeswehr konsequent auf Landes- und Bündnisverteidigung ausrichten - 
Sicherheitsarchitektur reformieren 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 106/22 

 Ausschusszuweisung. 

 

  



48. Entschließung des Bundesrates zur Aufnahme Geflüchteter aus der Ukraine  

      Antrag des Landes Brandenburg 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 
 
 
 

49.  Entschließung des Bundesrates: Energiepreise stabilisieren und Kompensationen für pri-
vate Haushalte und Wirtschaft auf den Weg bringen 
 

Antrag des Saarlandes 
      Drucksache 112/22  

 Ausschusszuweisung. 

 

 
  



Umdruck 2/2022 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1017. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 11. März 2022, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 3, 19, 24, 26, 27, 29 und 33 bis 41 der Tagesordnung der 1017. Sitzung 
des Bundesrates am Freitag, dem 11. März 2022, möge der Bundesrat gemäß den vor-
liegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschließen:  

 

I. 

 
Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen: 

3. Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens für 
das Jahr 2022, zur elektronischen Erhebung der Bankenabgabe und zur Änderung der 
Strafprozessordnung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
     Drucksache 69/22 

 

II. 

 

Gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben: 

19.  Entwurf eines Gesetzes zum Übergang des Bewacherregisters vom Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle auf das Statistische Bundesamt 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 36/22 

 

 

 



III. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdruck- 
sache wiedergegeben sind: 

24. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Strategie für Aufsichtsdaten im Bereich der EU-Finanzdienstleistungen 
COM(2021) 798 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 17/22 
Drucksache 17/1/222 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - In - 

- Wi - 

26. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 2011/61/EU und 2009/65/EG im Hinblick auf Übertragungsvereinbarun-
gen, Liquiditätsrisikomanagement, die aufsichtliche Berichterstattung, die Erbringung von 
Verwahr- und Hinterlegungsdienstleistungen und die Kreditvergabe durch alternative 
Investmentfonds 
COM(2021) 721 final; Ratsdok. 14365/21 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 38/22 
zu Drucksache 38/22 
Drucksache 38/1/223 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - Wi - 

                                                           
2-EU, In und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 
3-EU und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



27. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Digitalisierung der justiziellen Zusammenarbeit und des Zugangs zur Justiz in grenz-
überschreitenden Zivil-, Handels- und Strafsachen und zur Änderung einiger Rechtsakte 
im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit 
COM(2021) 759 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 15/22 
zu Drucksache 15/22 
Drucksache 15/1/224 
Ausschussbeteiligung - EU - In - R - 

29. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2010/40/EU zum Rahmen für die Einführung intelligenter Verkehrssys-
teme im Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu anderen Verkehrsträgern 
COM(2021) 813 final; Ratsdok. 15114/21 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 28/22 
zu Drucksache 28/22 
Drucksache 28/1/225 
Ausschussbeteiligung - EU - In - U - 

- Vk - Wi - 

                                                           
4-EU empfiehlt Kenntnisnahme. 
5-EU, U und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



33. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Maß-
nahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union und zur 
Aufhebung der Richtlinie (EU) 2016/1148 
COM(2020) 823 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 45/216 
zu Drucksache 45/21 
Drucksache 45/2/21 
Ausschussbeteiligung - EU - In - K - 

- R - Wi - 

IV. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

34. Vierte Verordnung zur Änderung der CbCR-Ausdehnungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 30/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

35. Erste Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes im Ausgleichs-
jahr 2022 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 46/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

                                                           
6-Wiederaufnahme der Beratungen in EU und In. 



39. Dritte Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der pfle-
gerischen Versorgung während der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten 
Pandemie 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 98/22 
Ausschussbeteiligung - G - 

V. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

36. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die spezifischen Programme zur Umsetzung des Rahmenprogramms 
für Forschung und Innovation "Horizont Europa" (2021 bis 2027) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 44/22 
Drucksache 44/1/22 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

37. Vorschlag des Bundesministers der Justiz für die Ernennung von Bundesanwältinnen 
und Bundesanwälten beim Bundesgerichtshof 

gemäß § 149 GVG 
Drucksache 57/22 
Ausschussbeteiligung - R - 

40. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 99/22 
 



41. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat bei der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag des Landes Berlin 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 100/22 
 

VI. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und  
einem Beitritt abzusehen: 

38. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 60/22 
Ausschussbeteiligung - R - 



Erläuterungen: 

 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder 
beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen 
sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
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Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
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Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1017. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1017/download/1017-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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